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A. Zielsetzung 

Die Anzahl rechtsextremistischer, insbesondere neonazisti-
scher Aktivitäten hat in jüngster Zeit deutlich zugenommen. 
Bei der strafrechtlichen Ahndung dieser Aktivitäten sind Ge-
setzeslücken sichtbar geworden. Vor allem kann der im Rah-
men neonazistischer Propaganda zunehmend zu beobachten-
den Leugnung und Verharmlosung schwerer nationalsoziali-
stischer Gewaltmaßnahmen nicht ausreichend begegnet wer-
den. Es hat sich ferner ein Bedürfnis dafür ergeben, die Straf-
barkeit des Verbreitens und Verwendens von Gegenständen 
mit Kennzeichen nationalsozialistischer Organisationen auf 
bestimmte Vorbereitungshandlungen auszudehnen. In der 
Rechtsprechung besteht schließlich Unklarheit darüber, ob 
der Eintritt der Strafverfolgungsverjährung die Einziehung 
rechtsextremistischer Schriften hindert. 

B Lösung 

Der Entwurf sieht zur Behebung der aufgetretenen Schwierig-
keiten einige Änderungen des Strafgesetzbuches und des Ge-
setzes über Ordnungswidrigkeiten vor. Künftig soll sich auch 
strafbar machen, wer unter der Herrschaft des Nationalsozia-
lismus begangene, Handlungen des Völkermordes leugnet 
oder verharmlost oder wer Gegenstände mit NS-Kennzeichen 
zum Zwecke des Verbreitens oder öffentlichen Verwendens 
herstellt, vorrätig hält oder einführt. Darüber hinaus soll klar-
gestellt werden, daß eine Einziehung beispielsweise von 
rechtsextremistischen Schriften auch nach Eintritt der Verfol-
gungsverj ährung zulässig ist. 

C. Alternativen 

keine 
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D. Kosten 

Es ergeben sich keine Auswirkungen auf die öffentlichen 
Haushalte und das Preisgefüge. 
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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

14 (13) — 430 00 — Str 78/84 
Bonn, den 11. April 1984 

An den Herrn 
Präsidenten des Deutschen Bundestages 

Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen Entwurf 
eines Einundzwanzigsten Strafrechtsänderungsgesetzes (21. StrÄndG) mit Be-
gründung (Anlage 1) und Vorblatt. 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister der Justiz. 

Der Bundesrat hat in seiner 521. Sitzung am 29. April 1983 gemäß Artikel 76 
Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem Gesetzentwurf, wie aus der Anla-
ge 2 ersichtlich, Stellung zu nehmen. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des Bundesrates ist 
in der als Anlage 3 beigefügten Gegenäußerung dargelegt. 

Kohl 
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Anlage 1 

Entwurf eines Einundzwanzigsten Strafrechtsänderungsgesetzes (21. StrÄndG) 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos-
sen: 

Artikel 1 

Änderung des Strafgesetzbuches 

Das Strafgesetzbuch in der Fassung der Bekannt-
machung vom 2. Januar 1975 (BGBl. I S. 1), zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 8. Dezember 1981 
(BGBl. I S. 1329), wird wie folgt geändert: 

1. § 76 a Abs. 2 Satz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„Unter den Voraussetzungen des § 74 Abs. 2 
Nr. 2, Abs. 3 und des § 74 d ist Absatz 1 auch 
dann anzuwenden, wenn 

1. die Verfolgung der Straftat verjährt ist oder 

2. sonst aus rechtlichen Gründen keine be-
stimmte Person verfolgt werden kann und 
das Gesetz nichts anderes bestimmt." 

2. In § 78 Abs. 1 wird folgender Satz 2 angefügt: 

„§ 76 a Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 bleibt unberührt." 

3. § 86 a wird, soweit Artikel 4 nichts anderes be-
stimmt, wie folgt gefaßt: 

„§ 86 a 

Verwenden von Kennzeichen verfassungswidri

-

ger Organisationen 

(1) Mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder 
mit Geldstrafe wird bestraft, wer 

1. im räumlichen Geltungsbereich dieses Geset-
zes Kennzeichen einer der in § 86 Abs. 1 Nr. 1, 
2 und 4 bezeichneten Parteien und Vereini-
gungen verbreitet oder öffentlich, in einer 
Versammlung oder in von ihm verbreiteten 
Schriften (§ 11 Abs. 3) verwendet oder 

2. Gegenstände, die derartige Kennzeichen dar-
stellen oder enthalten, zur Verbreitung oder 
Verwendung in der in Nummer 1 bezeichne-
ten Art und Weise herstellt, vorrätig hält oder 
in den räumlichen Geltungsbereich dieses 
Gesetzes einführt. 

(2) Kennzeichen im Sinne des Absatzes 1 sind 
namentlich Fahnen, Abzeichen, Uniformstücke, 
Parolen und Grußformen. 

(3) § 86 Abs. 3, 4 gilt entsprechend." 

4. § 140 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 140 

Belohnen und Billigen von Straftaten; Leugnen 
und Verharmlosen des nationalsozialistischen 

Völkermordes 

(1) Wer eine der in § 138 Abs. 1 Nr. 1 bis 5 und 
in § 126 Abs. 1 Nr. 1 bis 6 genannten rechtswidri-
gen Taten, nachdem sie begangen oder in straf-
barer Weise versucht worden ist, 

1. belohnt oder 

2. in einer Weise, die geeignet ist, den öffentli-
chen Frieden zu stören, öffentlich, in einer 
Versammlung oder durch Verbreiten von 
Schriften (§ 11 Abs. 3) billigt, 

wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder 
mit Geldstrafe bestraft. 

(2) Ebenso wird bestraft, wer eine unter der 
Herrschaft des Nationalsozialismus begangene, 
in § 220 a Abs. 1 genannte Handlung 

1. belohnt oder 

2. in einer Weise, die geeignet ist, den öffentli

-

Chen Frieden zu stören, öffentlich, in einer 
Versammlung oder durch Verbreiten von 
Schriften (§ 11 Abs. 3) billigt, leugnet oder 
verharmlost. 

(3) Wer Schriften (§ 11 Abs. 3) des in Absatz 2 
Nr. 2 bezeichneten Inhalts 

1. verbreitet, 

2. öffentlich ausstellt, anschlägt, vorführt oder 
sonst zugänglich macht, 

3. einer Person unter 18 Jahre anbietet, über-
läßt oder zugänglich macht oder 

4. herstellt, bezieht, liefert, vorrätig hält, anbie-
tet, ankündigt, anpreist, in den räumlichen 
Geltungsbereich einzuführen oder daraus 
auszuführen unternimmt, um sie oder aus ih-
nen gewonnene Stücke im Sinne der Num-
mern 1 bis 3 zu verwenden oder einem ande-
ren eine solche Verwendung zu ermöglichen, 

wird mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder 
mit Geldstrafe bestraft. 

(4) Ebenso wird bestraft, wer eine Darbietung 
des in Absatz 2 Nr. 2 bezeichneten Inhalts durch 
Rundfunk verbreitet. 
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(5) In den Fällen der Absätze 3 und 4 gelten 
§ 86 Abs. 3 und § 131 Abs. 4 entsprechend." 

Artikel 2 

Änderung des Gesetzes 
über Ordnungswidrigkeiten 

Das Gesetz über Ordnungswidrigkeiten in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 2. Januar 1975 
(BGBl. I S. 80, 520), zuletzt geändert durch Artikel 4 
des Gesetzes vom 5. Oktober 1978 (BGBl. I S. 1645), 
wird wie folgt geändert: 

1. § 27 Abs. 2 Satz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„Unter den Voraussetzungen des § 22 Abs. 2 Nr. 2 
oder Abs. 3 ist Absatz 1 auch dann anzuwenden, 
wenn 

1. die Verfolgung der Ordnungswidrigkeit ver-
jährt ist oder 

2. sonst aus rechtlichen Gründen keine be

-

stimmte Person verfolgt werden kann und 
das Gesetz nichts anderes bestimmt." 

2. In § 31 Abs. 1 wird folgender Satz 2 angefügt: 

„§ 27 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 bleibt unberührt." 

Artikel 3 

Neufassung 

Der Bundesminister der Justiz kann den Wort-
laut des Strafgesetzbuches in der vom ... (Datum 
gemäß Artikel 6) an geltenden Fassung im Bundes-
gesetzblatt bekanntmachen. 

Artikel 4 

Sonderregelung für Berlin 

§ 86 a des Strafgesetzbuches ist im Land Berlin in 
folgender Fassung anzuwenden: 

„§ 86 a  

Verwenden von Kennzeichen verfassungswidriger 
Organisationen 

(1) Mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit 
Geldstrafe wird bestraft, wer 

1. im räumlichen Geltungsbereich dieses Gesetzes 
Kennzeichen einer der in § 86 Abs. 1 Nr. 1 und 3 
bezeichneten Vereinigungen verbreitet oder öf-
fentlich, in einer Versammlung oder in von ihm 
verbreiteten Schriften (§ 11 Abs. 3) verwendet 
oder 

2. Gegenstände, die derartige Kennzeichen dar-
stellen oder enthalten, zur Verbreitung oder Ver-
wendung in der in Nummer 1 bezeichneten Art 
und Weise herstellt, vorrätig hält oder in den 
räumlichen Geltungsbereich dieses Gesetzes 
einführt. 

(2) Kennzeichen im Sinne des Absatzes 1 sind na-
mentlich Fahnen, Abzeichen, Uniformstücke, Paro-
len und Grußformen. 

(3) § 86 Abs. 3, 4 gilt entsprechend." 

Artikel 5 

Berlin-Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes auch im Land 
Berlin. 

Artikel 6 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am ersten Tage des zweiten 
auf die Verkündung folgenden Kalendermonats in 
Kraft. 
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Begründung 

A. Allgemeines 

I. 

Die Anzahl rechtsextremistischer, insbesondere 
neonazistischer Aktivitäten nimmt in jüngerer Zeit 
zu, wie vor allem die Berichte der Verfassungs-
schutzbehörden deutlich machen. Ihnen wirksam 
zu begegnen, ist in erster Linie eine Aufgabe vor-
beugender Gegenwehr, die insbesondere auf dem 
Gebiete der Aufklärung und Erziehung der Jugend 
in dem gleichen Maße wichtiger wird, in dem der 
Anteil der Bevölkerung abnimmt, der das NS-Re-
gime noch selbst erlebt hat. 

Somit wird weiterhin die geistig-politische Ausein-
andersetzung mit dem Nationalsozialismus und mit 
neonazistischen Verhaltensweisen das wichtigste 
Mittel zur Bekämpfung gefährlicher Fehlentwick-
lungen dieser Art sein. Wo jedoch in enger Anleh-
nung an die Propagandamethoden des Naziregimes 
die demokratische Staatsordnung angegriffen oder 
der öffentliche Friede in besonders schwerwiegen-
der Weise berührt werden, erfordern die dadurch 
begründeten Gefahren auch die Abwehr mit Hilfe 
des Strafrechts. 

Die Beobachtung zeigt, daß sich die Strafverfol-
gungsbehörden dieser Aufgabe in den vergangenen 
Jahren zunehmend bewußt geworden sind. Dabei 
hat sich auch das geltende Strafrecht im wesentli-
chen als ausreichend erwiesen. Der Entwurf geht 
aber davon aus, daß es die leidvollen Erfahrungen 
des deutschen Volkes mit der NS-Herrschaft dem 
Gesetzgeber zur Pflicht machen, auch einzelne in 
der Praxis sichtbar werdende Lücken rasch zu 
schließen. 

Demgemäß schlägt der Entwurf die Änderung eini-
ger Regelungen des geltenden Strafrechts vor. 

Die vorgeschlagene Änderung der §§ 76 a, 78 StGB 
bezweckt, die zwar nicht nur, aber gerade auch auf 
dem Gebiete rechtsextremistischer Schriften wich-
tige Einziehbarkeit nach Eintritt der Verfolgungs-
verjährung sicherzustellen. 

Mit der überwiegenden Mehrzahl der Länder sieht 
es der Entwurf ferner für erforderlich an, in § 86 a 
StGB in Anlehnung an § 86 StGB auch eine Reihe 
von Tathandlungen zu erfassen, die der Vorberei-
tung der Verwendung und Verbreitung von Gegen-
ständen. mit Kennzeichen verfassungswidriger, ins-
besondere nationalsozialistischer Organisationen 
dienen. Schließlich schlägt der Entwurf vor, eine 
Lücke des geltenden Strafrechts zu schließen, die 
darin besteht, daß der in neuerer Zeit im Rahmen 
neonazistischer Propaganda verstärkt zu beobach-
tenden Leugnung und Verharmlosung schwerer na-
tionalsozialistischer Gewaltmaßnahmen nicht aus-
reichend begegnet werden kann. 

II. 

Die Haushalte des Bundes und der Länder werden 
mit Kosten nicht belastet. Auswirkungen auf die 
Einzelpreise und das allgemeine Preisniveau sind 
ebenfalls nicht zu erwarten. 

B. Die einzelnen Vorschriften 

Artikel 1 

Änderung des Strafgesetzbuches 

Zu Nummern 1, 2 — §§ 76a, 78 

In der Praxis und im Schrifttum ist die Frage strei-
tig geworden, ob ein selbständiges Einziehungsver-
fahren in den Fällen des § 74 Abs. 2 Nr. 2, Abs. 3 und 
des § 74d StGB auch dann zulässig ist, wenn die 
Verfolgung der Straftat bereits verjährt ist (beja-
hend z. B. BGH, Beschl. v. 4. Dezember 1981, 3 StR 
434/81 [S]; OLG Stuttgart, JR 1980, 248 m. abl. Anm. 
Horn; OLG Hamm, 6. Senat, Beschl. v. 23. Juni 1982, 
6 Ss 1381/81; verneinend z. B. OLG Hamm, 3. Senat, 
NStZ 1981, 64; OLG München, Beschl. v. 5. August 
1982, 2 Ws 876/82; Dreher-Tröndle, Komm. z. StGB, 
40. Aufl., Rdnr. 8 zu § 76 a). 

Die verneinende Auffassung hat zur Folge, daß 
links- und rechtsextremistische Schriften nicht 
mehr aus dem Verkehr genommen werden können, 
wenn die Verjährung der Tat, die sich hier zumeist 
nach den kurzen presserechtlichen Fristen richtet, 
eingetreten ist. Die vorgeschlagene Fassung des 
§ 76 a Abs. 2 Satz 1 nennt deshalb in der Nummer 1 
bei der Zulässigkeit des selbständigen Verfahrens 
ausdrücklich als Fall, in dem aus rechtlichen Grün-
den keine bestimmte Person verfolgt werden kann, 
die eingetretene Verjährung, während die Num-
mer 2 der geltenden Regelung entspricht. Damit 
und mit der zugleich in der Nummer 2 vorgeschla-
genen Ergänzung des § 78 Abs. 1 wird klargestellt, 
daß § 76 a Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 als die spezielle Rege-
lung anzusehen ist, die trotz eingetretener Verjäh

-

rung die Einziehung im selbständigen Verfahren  
erlaubt. 

In der Praxis sind Zweifel geäußert worden, ob eine 
selbständige Anwendung von Absatz 2 auch in den 
Fällen des § 74 Abs. 4 möglich ist. Die Ersetzung der 
Worte „In den Fällen" durch die Worte „Unter den 
Voraussetzungen" in § 76 a Abs. 2 Satz 1 soll diesen 
Zweifeln begegnen. Die Änderung zielt darauf ab, 
deutlicher als bisher zum Ausdruck zu bringen, daß 
§ 76a Abs. 2 für alle Einziehungsfälle des § 76 a 
Abs. 1 und damit auch für § 74 Abs. 4 gilt, wegen der 
Erweiterung auf rechtliche Hinderungsgründe le-
diglich besondere Voraussetzungen aufstellt. 
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Zu Nummer 3 — § 86 a 

1. Die zunehmende Einfuhr von NS-Material (z. B. 
Hakenkreuzaufkleber der sog. NSDAP-AO) aus 
dem Ausland war Gegenstand von Erörterungen 
der 49. Konferenz der Justizminister und -sena-
toren. Dabei war der Bundesminister der Justiz 
um Prüfung gebeten worden, ob es erforderlich 
sei, den Tatbestand des § 86 a StGB auf das Her-
stellen, Vorrätighalten und die Einfuhr zum 
Zwecke der Verbreitung innerhalb des Bundes-
gebietes zu erweitern. Die Länder haben sich 
überwiegend für eine solche Änderung ausge-
sprochen. Der Entwurf sieht demgemäß vor, die 
gesetzliche Lücke zu schließen, die darin be-
steht, daß nach geltendem Recht die genannten 
Handlungen im Vorfeld des Verwendens und 
Verbreitens strafrechtlich nicht erfaßt sind. 

2. Der Entwurf schlägt zu diesem Zweck die zu-
sätzliche Einbeziehung der in der neuen Num-
mer 2 beschriebenen Tathandlungen des Her-
stellens, Vorrätighaltens und Einführens vor. In 
Abweichung von der bestehenbleibenden, ledig-
lich redaktionell geänderten bisherigen Rege-
lung beschreibt der Entwurf das Objekt der neu 
aufgenommenen Tathandlungen nicht mit dem 
Begriff der Kennzeichen, spricht vielmehr von 
Gegenständen, die derartige Kennzeichen dar-
stellen oder enthalten. Die Notwendigkeit dieser 
Abweichung ergibt sich aus der Begriffsbestim-
mung des Absatzes 2. Soweit diese auch nicht 
gegenständliche Kennzeichen erfaßt, ist zwar 
ihr Verbreiten oder Verwenden möglich. Her-
stellen, vorrätig halten oder einführen lassen 
sich dagegen nur gegenständliche Kennzeichen. 

Die neu aufgenommenen Tathandlungen wer-
den nur insoweit erfaßt, als sie zum Zwecke tat-
bestandsmäßiger Handlungen im Sinne der 
Nummer 1 begangen werden. Da die in dieser 
Nummer geregelten Handlungen nur im räumli-
chen Geltungsbereich dieses Gesetzes begangen 
werden können, setzt auch eine Bestrafung nach 
der neuen Nummer 2 voraus, daß der Täter zum 
Zwecke der Vorbereitung einer Inlandstat ge-
handelt hat. Ob dieser selbst die Gegenstände 
verbreiten oder verwenden will oder ob er die 
Tathandlungen in der Absicht begeht, anderen 
ein solches Verbreiten oder Verwenden zu er-
möglichen, macht keinen Unterschied. 

Die Verknüpfung der in Nummer 2 bezeichneten 
Tathandlungen mit der Absicht, eine Tat im Sinne 
von Nummer 1 zu begehen, stellt im übrigen sicher, 
daß im Vorfeld des Verbreitens und Verwendens 
der Bereich strafbaren Verhaltens nicht unverhält-
nismäßig ausgedehnt wird. Der bloße Besitz von 
NS-Kennzeichen oder Gegenständen, die solche 
Kennzeichen enthalten, stellt kein „Vorrätighalten" 
im Sinne des Entwurfs dar und bleibt daher — wie 
bisher — straffrei. Auch die darüber hinausgehende 
Sammlertätigkeit — z. B. der Tausch — wird durch 
die Neuregelung nicht in unvertretbarer Weise ein-
geengt, weil der Sammler die in Frage kommenden 
Gegenstände regelmäßig nicht zu den in Nummer 1 
bezeichneten Zwecken weitergibt. Dabei ist zu be-
rücksichtigen, daß nach der Rechtsprechung ein 

„Verbreiten" nur dann anzunehmen ist, wenn die 
Gegenstände einem größeren, nicht bestimmten 
Personenkreis zugänglich gemacht werden oder 
Anhaltspunkte dafür vorliegen, daß der Erwerber in 
dieser Weise verfahren wird (vgl. BGHSt 13, 257; 19, 
63; BayObLG, Urt. v. 14. Mai 1981, RReg. 3 
St 32/81). 

Zu Nummer 4 — § 140 
1. Allgemeines 
a) Schriften mit nationalsozialistischem oder neo-

nazistischem Inhalt finden in neuerer Zeit einen 
erheblichen Absatz. Soweit Herstellung und Ver-
trieb derartiger Schriften strafwürdig erscheint, 
hat sich das geltende Strafrecht im wesentlichen 
als ausreichend erwiesen. Lassen diese Schrif-
ten in Verbindung mit ihrem an die NS-Ideologie 
angelehnten Inhalt eine aggressiv-kämpferi-
sche, auf die Änderung gesellschaftlicher und 
staatlicher Ordnungen gerichtete Tendenz er-
kennen, so erfüllt ihre Herstellung und Verbrei-
tung regelmäßig die Tatbestände des § 86 Abs. 1 
Nr. 4, §§ 130, 131 StGB. 
In neuerer Zeit treten dagegen verstärkt Schrif-
ten in den Vordergrund, die auf denselben Ten-
denzen beruhen, ihrem Wortlaut nach sich aber 
auf die Leugnung oder Verharmlosung des NS

-

Regimes und seiner Untaten beschränken. Der-
artige Äußerungen sind strafrechtlich nicht aus-
reichend erfaßt. Insbesondere scheitert die An-
wendung des § 131 StGB regelmäßig daran, daß 
die  dafür erforderliche grausame oder un-
menschliche Weise der Schilderung fehlt. 
Der Bundesgerichtshof hat zwar klargestellt (VI 
ZR 140/78 vom 18. September 1979), daß Men-
schen jüdischer Abstammung aufgrund ihres 
Persönlichkeitsrechtes in der Bundesrepublik 
Deutschland Anspruch auf Anerkennung des 
Verfolgungsschicksals der Juden unter dem Na-
tionalsozialismus haben, so daß die Leugnung 
der Judenmorde im „Dritten Reich" jeden von 
ihnen beleidigt. Damit ist aber der vom Entwurf 
für erforderlich gehaltene Strafrechtsschutz in 
dem hier interessierenden Bereich nicht ausrei-
chend gewährleistet. Einmal erschöpfen die na-
tionalsozialistischen Gewaltmaßnahmen sich 
nicht in der systematischen Judenverfolgung, 
und es bleibt offen, wieweit die erwähnte Ent-
scheidung des Bundesgerichtshofes auch über 
den von ihr behandelten Bereich hinaus Bedeu-
tung erlangen kann. Zum anderen — und darin 
liegt nach Auffassung des Entwurfs der gewich-
tigere Grund — wird ein Strafrechtsschutz, der 
von der Stellung des Strafantrages durch den 
Betroffenen abhängt, der Bedeutung der vom 
Entwurf erfaßten Verhaltensweisen nicht ge-
recht. Die Strafrechtsordnung kann solche Ver-
haltensweisen nicht als Taten bewerten, die sich 
vornehmlich gegen individuelle Rechte einzel-
ner Bürger richten und deren Verfolgung von 
ihrer Entschließung abhängen soll. Die Leug-
nung nationalsozialistischer Untaten berührt 
den öffentlichen Frieden und damit ein überin-
dividuelles Rechtsgut, dessen Verletzung unab-
hängig von einer privaten Willensentschließung 
strafbar sein muß. 
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Schließlich hat die Rechtsprechung zu § 130 
StGB im Anschluß an die erwähnte Entschei-
dung des Bundesgerichtshofes gelegentlich auf 
diese Entscheidung Bezug genommen, um das 
Tatbestandsmerkmal des Angriffs auf die Men-
schenwürde zu begründen. § 130 StGB erfaßt ei-
nen solchen Angriff aber nur, wenn er mit den in 
seinen Nummern 1 bis 3 beschriebenen Mitteln 
erfolgt. Derén Annahme läßt sich aber allein aus 
der Leugnung oder Verharmlosung nationalso-
zialistischer Gewalttaten nicht herleiten. 

b) Der Entwurf geht deshalb davon aus, daß die 
hier bestehende Lücke durch eine neue gesetzli-
che Regelung geschlossen werden soll. Dabei 
läßt er sich auch von der Erwägung leiten, daß 
die geschilderten Verhaltensweisen vor allem 
bei Jugendlichen die Bereitschaft fördern kön-
nen, daß NS-System als billigenswerte Möglich-
keit staatlicher Ordnung zu akzeptieren und Be-
strebungen, die auf seine Wiedereinführung ge-
richtet sind, keinen geistigen Widerstand zu lei-
sten. 

Wesentlicher erscheint dem Entwurf aber die 
Tatsache, daß die Leugnung und Beschönigung 
der Verbrechen des NS-Regimes in typischer 
Weise geeignet ist, das Rechtsbewußtsein der 
Bevölkerung zu kränken und zugleich auf die 
Betroffenen als Ausdruck unerträglicher Miß-
achtung zu wirken. Das ist geeignet, den öffentli-
chen Frieden empfindlich zu stören. 

Der Entwurf spricht sich deshalb für eine Rege-
lung der Materie im 7. Abschnitt („Straftaten ge-
gen die öffentliche Ordnung") aus. Wie bereits 
zuvor erwähnt, stellt die vorgeschlagene Rege- 
lung zwar auch einen gewissen Schutz im Vor-
feld der Gefährdung des demokratischen 
Rechtsstaates dar. Ihr Schwergewicht liegt aber 
auf der Sicherung des öffentlichen Friedens. 
Dieser wird durch Äußerungen der genannten 
Art beeinträchtigt, weil sie vor allem bei jungen 
Menschen die Bereitschaft zur Bejahung des 
NS-Systems fördern und dadurch zur Beunruhi-
gung der Bevölkerung führen können. 

c) Diese Erwägungen legen es nahe, sie durch eine 
entsprechende Ergänzung des § 140 StGB zu ver-
wirklichen. Nach dieser Vorschrift ist u. a. die 
öffentliche Billigung einer der in § 138 Abs. 1 
Nr. 1 bis 5, § 126 Abs. 1 Nr. 1 bis 6 StGB genann-
ten rechtswidrigen Taten strafbar, wenn sie zur 
Störung des öffentlichen Friedens geeignet ist. 
Unter den Voraussetzungen des § 140 StGB ist 
demgemäß die Billigung des Völkermordes 
(§ 126 Abs. 1 Nr. 2 StGB i. V. m. § 220 a StGB) be-
reits nach geltendem Recht strafbar. In der An-
knüpfung an diese Regelung sieht der Entwurf 
zugleich den Vorteil, daß nur besonders schwer-
wiegende Verbrechen Gegenstand der zu erfas-
senden Tathandlungen sind und deshalb Hand-
lungen mit Bezug auf weniger gewichtiges Un-
recht eine Strafbarkeit nicht begründen kön-
nen. 

Die Begrenzung auf besonders schwerwiegende 
Verbrechen bietet auch den tragenden Grund 
für die Einbeziehung weiterer Tathandlungen, 

die sich nach den Erfahrungen der Praxis als 
notwendig erwiesen hat. 

d) Die Beschränkung der Neuregelung auf die un-
ter der Herrschaft des Nationalsozialismus be-
gangenen Handlungen des Völkermordes trägt 
dem besonderen Verfolgungsschicksal vor allem 
der Juden während des nationalsozialischen Re-
gimes Rechnung. Bereits das geltende Recht 
enthält — wie § 86 Abs. 1 Nr. 4 und § 86 a StGB 
zeigen — besondere, gegen nationalsozialisti-
sche Bestrebungen gerichtete Straftatbestände. 
Sie finden ihre Rechtfertigung in dem besonde-
ren Verhältnis, das jedes Volk zu seiner eigenen 
Geschichte hat. Einer Bestimmung, die grund-
sätzlich sämtliche Handlungen des Völkermor-
des umfaßt, stünden zudem, worauf die Praxis 
hingewiesen hat, nicht unerhebliche Bedenken 
unter dem Gesichtspunkt mangelnder Praktika-
bilität entgegen. 

2. Zu den Einzelheiten 

a) Während Absatz 1 der Regelung des geltenden 
Rechts entspricht, enthält Absatz 2 einen auf 
die nationalsozialistischen Handlungen des 
Völkermordes bezogenen besonderen Tatbe-
stand. Zur näheren Abgrenzung dieser Hand-
lungen bezieht sich der Entwurf auf § 220 a und 
stellt damit klar, daß der Zeitpunkt des Inkraft-
tretens dieser Bestimmung (22. Mai 1955, BGBl. 
II S. 210) im Rahmen des Absatzes 2 der Straf-
barkeit nicht entgegensteht. Außerdem werden 
in Absatz 2 — neben den aus Absatz 1 über-
nommenen — zusätzliche Tathandlungen er

-

faßt. 

aa) Sofern ein von § 220 a erfaßtes Verhalten nach 
Inkrafttreten dieser Vorschrift (22. Mai 1955, 
BGBl.II S. 210) begangen worden ist, wird es 
bereits von § 140 in der Fassung des geltenden 
Rechts erfaßt. Zweifelhaft könnte aber sein, ob 
auch Handlungen im Sinne des § 220 a vor dem 
genannten Zeitpunkt und darauf bezogene Tat-
handlungen des § 140 eine Strafbarkeit nach 
dieser Bestimmung begründen können. In be-
zug auf den NS-Völkermord schließt der Ent-
wurf solche Zweifel aus, indem er die Strafbar-
keit ausdrücklich auf Handlungen erstreckt, 
die unter der Herrschaft des Nationalsozialis-
mus begangen worden sind. Dementsprechend 
verwendet er in Absatz 2 den Begriff der Hand-
lung anstelle des Begriffs der rechtswidrigen 
Tat (§ 11 Abs. 1 Nr. 5), weil bei Handlungen, die 
vor Inkrafttreten des § 110 a begangen worden 
sind, die Möglichkeit nicht ausgeschlossen wer-
den kann, daß sie nicht als Tat im Sinne dieser 
Bestimmung angesehen werden. 

bb) Der Entwurf erfaßt in bezug auf die unter der 
Herrschaft des Nationalsozialismus begange-
nen Handlungen des Völkermordes sowohl die 
in Absatz 1 genannten Tathandlungen als auch 
zwei weitere Begehungsweisen. Im Anschluß 
an die bereits zuvor erwähnte Entscheidung 
des BGH vom 18. September 1979 (VI ZR 
140/78) soll einmal das Leugnen solcher Hand- 
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Lungen des Völkermordes strafbar sein. Dar-
über hinaus erfaßt der Entwurf aber auch das 
Verharmlosen, das als quantitatives Verharm-
losen in Randbereichen bereits in das Leugnen 
übergehen kann und als qualitatives Verharm-
losen häufig in der Nähe des Billigens liegen 
wird. Schon daraus ergibt sich die Gleichge-
wichtigkeit dieser Tathandlungen mit jenen 
des Billigens und Leugnens und damit die Not-
wendigkeit ihrer Aufnahme in den Tatbestand. 

Die in der öffentlichen Diskussion gelegentlich 
geltend gemachten Bedenken, die Strafbarkeit 
des Leugnens und Verharmlosens geschichtli-
cher Vorgänge stellte eine unzulässige Beein-
trächtigung kritischer Fragestellungen dar, 
sind nicht begründet. Es ist eine feststehende 
historische Tatsache, daß unter der Herrschaft 
des Nationalsozialismus Millionen jüdischer 
Menschen planmäßig getötet worden sind. Ver-
nünftige Zweifel hieran können nicht bestehen. 
In zahlreichen rechtskräftigen Gerichtsurteilen 
sind aufgrund erdrückender Beweise national-
sozialistische Handlungen des Völkermordes 
festgestellt worden. In einem Beschluß vom 
27. April 1982 (1 BvR 1138/81) hat das Bundes-
verfassungsgericht die Massenvernichtung von 
Juden während des „Dritten Reiches" als offen-
kundig und keines weiteren Beweises bedürftig 
bezeichnet. Wer gleichwohl in einer Weise, die 
den öffentlichen Frieden zu stören geeignet ist, 
eine nationalsozialistische Handlung des Völ-
kermordes leugnet oder verharmlost, kann sich 
auf das Grundrecht der freien Meinungsäuße-
rung nicht berufen. 

cc) Ebenso wie die bereits nach geltendem Recht 
strafbare Billigung ist auch das Leugnen oder 
Verharmlosen des nationalsozialistischen Völ-
kermordes nur dann tatbestandsmäßig, wenn 
diese Handlungen in einer Weise vorgenom-
men werden, die zur Störung des öffentlichen 
Friedens geeignet ist. 

Diese Einschränkung kann vor allem in den 
Fällen des Verharmlosens bedeutsam werden. 
Eine qualitative Einschränkung ist namentlich 
dem Begriff des Verharmlosens nicht zwingend 
zu entnehmen, so daß auch strafrechtlich unbe-
achtliche Abweichungen von der zutreffenden 
Bewertung des historischen Vorganges unter 
dieses Merkmal fallen könnten. Solche Fälle 
werden deshalb regelmäßig durch die zusätzli-
che Notwendigkeit der Eignung zur Friedens-
störung ausgeschieden. Zu beachten ist dabei, 
daß § 140 nicht den Erfolg der Friedensstörung 
voraussetzt; es reicht vielmehr die Eignung 
dazu. Darin liegt nicht nur die Vorverlagerung 
des Strafrechtsschutzes in den Gefährdungsbe-
reich, sondern zugleich eine gewisse qualitative 
Einengung. Eine Handlung ist nämlich nur 
dann zur Friedensstörung geeignet, wenn sie 
vernünftigerweise eine derartige Reaktion er-
warten lassen muß (vgl. Schönke-Schröder, 
Komm. z. StGB, 20. Aufl., § 126 Rdnr. 10). Des-
halb kann aus dem tatsächlichen Eintritt einer 
Störung auch nicht zwingend auf die Eignung 
geschlossen werden. 

b) Absatz 3 enthält über das geltende Recht hin-
aus ein neues Verbreitungsdelikt. § 140 erfaßt 
nach geltendem Recht nur denjenigen als Tä-
ter, der durch eigene Äußerungen die im Tatbe-
stand genannten Taten belohnt oder billigt. Das 
findet seine Erklärung in dem Umfang des 
Straftatenkatalogs, der durch die Verweisung 
auf die §§ 138, 126 zum Tatbestand des § 140 
gehört. In allen diesen Fällen denjenigen als 
Täter zu bestrafen, der lediglich tatbestands-
mäßige Äußerungen Dritter verbreitet, würde 
die Grenze des Strafwürdigen überschreiten. 

Einer Ausnahme von diesem Grundsatz stehen 
diese Erwägungen bei besonders schwerwie-
genden Verbrechen jedoch nicht entgegen; hier 
kann eine täterschaftliche Strafbarkeit des blo-
ßen Verbreitens vielmehr geboten sein. Bei der 
Verbreitung von Schriften, die in einer zur 
Friedensstörung geeigneten Weise einen unter 
der Herrschaft des Nationalsozialismus began-
genen Völkermord billigen, leugnen oder ver-
harmlosen, hält der Entwurf einen solchen Fall 
für gegeben. Wenn zum Beispiel die Verbrei-
tung von Schriften, die zum Rassenhaß aufsta-
cheln, nach § 131 den Vorwurf der täterschaftli-
chen Begehung einer Straftat begründet, so 
kann hinsichtlich der von § 140 Abs. 2 Nr. 2 in 
der Fassung des Entwurfs erfaßten Schriften 
nichts anderes gelten. In Anlehnung an § 131 
Abs. 1, 2 stellt deshalb Absatz 3 auch die Ver-
breitung der genannten Schriften sowie die in 
§ 131 dem Verbreiten gleichgestellten Handlun-
gen unter Strafe, wobei die Strafdrohung we-
gen des geringeren Unrechtsgehaltes hinter 
der der Absätze 1 und 2 zurückbleibt. 

c) Absatz 4 erfaßt in Anlehnung an § 131 Abs. 2 
auch die Verbreitung durch Rundfunk. 

d) Die durch die Absätze 3 und 4 bewirkte Aus-
dehnung der Strafbarkeit macht andererseits 
Einschränkungen erforderlich, da sonst eine 
Reihe von Tathandlungen erfaßt würde, die 
nicht strafwürdig erscheinen können, so zum 
Beispiel die Überlassung einer tatbestandsmä-
ßigen Schrift im Rahmen des Unterrichts. Sol-
che Handlungen will der Entwurf nicht verhin-
dern; er hält sie vielmehr im Interesse präven-
tiver Bekämpfung neonazistischer Tendenzen 
für förderungswürdig. 

Soweit diese förderungswürdigen Zwecke die 
Strafbarkeit ausschließen sollen, nimmt der 
Entwurf auf § 86 Abs. 3 Bezug, nicht dagegen 
auf das sogenannte Berichterstatterprivileg des 
§ 131 Abs. 3. Da dieses nämlich nach zum Teil 
vertretener Auffassung (vgl. Schönke-Schröder, 
§ 131 Rdnr. 23) nicht auf die tatbestandsmäßige 
Handlung, sondern auf den Inhalt der Schrift 
zu beziehen ist, würde eine entsprechende Re-
gelung in der neueren Vorschrift weitgehend 
leerlaufen, da verherrlichende, billigende oder 
verharmlosende Darstellungen im Sinne des 
Absatzes 2 jedenfalls nicht nur der Berichter-
stattung dienen. Dagegen soll zur Regelung des 
sogenannten Erziehungsprivilegs § 131 Abs. 4 
entsprechend gelten. 
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Artikel 2 

Die vorgeschlagenen Änderungen dienen der not-
wendigen Anpassung des § 27 Abs. 2 Satz 1, § 31 
Abs. 1 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten an 
die in Artikel 1 vorgeschlagenen Änderungen der 
Verjährungsvorschriften des Strafgesetzbuches. 

Artikel 3 

Dieser Artikel sieht eine Erlaubnis zur Bekanntma-
chung einer Neufassung im Bundesgesetzblatt vor. 
Seit der letzten Bekanntmachung am 2. Januar 1975 
sind dreizehn Strafrechtsänderungsgesetze ergan-
gen. 

Artikel 4 

Artikel 4 trägt der besonderen Lage im Land Berlin 
Rechnung (vgl. auch Artikel 324 Abs. 3 des Einfüh-
rungsgesetzes zum Strafgesetzbuch). 

Artikel 5 

Artikel 5 enthält die übliche Berlin-Klausel. 

Artikel 6 

Die vorgeschlagene Regelung über das Inkrafttre-
ten will gewährleisten, daß dem Land Berlin die 
Möglichkeit verbleibt, die dort nach Artikel 4 gel-
tende abweichende Fassung bekanntzumachen. 
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Anlage 2 

Stellungnahme des Bundesrates 

1. Zu Artikel 1 Nr. 3 (§ 86 a Abs. 1 Nr. 2 StGB) 

Die Bundesregierung wird gebeten, im weiteren 
Verlauf des Gesetzgebungsverfahrens zu prüfen, 
ob in § 86 a Abs. 1 Nr. 2 durch die Verwendung 
des Begriffs „Art und Weise" hinreichend zum 
Ausdruck gebracht ist, daß damit nur das Her-
stellen usw. zum Zwecke der Verbreitung und 
Verwendung im räumlichen Geltungsbereich des 
Gesetzes gemeint sein soll (vgl. Begründung S. 10 
letzter Absatz). 

2. Zu Artikel 1 Nr. 4 (§ 140 StGB) 

Der Bundesrat ist der Auffassung, daß Bestre-
bungen und Versuchen zur Wiederbelebung des 
Rassenhasses, gleich ob sie offen oder verdeckt 
geführt werden, mit allem Nachdruck entgegen-
zutreten ist. Neben der in erster Linie notwendi-
gen geistigen und politischen Auseinanderset-
zung sind auch rechtliche Mittel einzusetzen. Wie 
das Anliegen in verfassungsrechtlich unbedenk-
licher und vor allem kriminalpolitisch zweckmä-
ßiger Weise verfolgt werden kann, bedarf weite-
rer  eingehender Prüfung. 

Der Vorschlag zur Änderung des § 140 StGB ist 
ungeeignet und sollte so nicht weiterverfolgt 

werden. Die frühere Bundesregierung hat den 
Gesetzentwurf zwei Tage vor ihrer Ablösung be-
schlossen, obwohl sie die hierfür erforderliche 
ausreichende Vorbereitung nicht mehr leisten 
konnte. Der Vorschlag trägt den in ausführlichen 
Stellungnahmen der Landesjustizverwaltungen 
vorgetragenen Bedenken in wesentlichen Punk-
ten nicht Rechnung: Bedenken bestehen einmal 
wegen des Mangels an tatbestandlicher Be-
stimmtheit, wie sie für Strafrechtsnormen gebo-
ten ist. Der Entwurf schließt ferner nicht in gesi-
cherter Weise hinreichend aus, daß im Einzelfall 
von der vorgeschlagenen Vorschrift u. U. auch 
nicht strafwürdiges Verhalten erfaßt wird. Jede 
Regelung in diesem Bereich wird auch die  grund-
legende  Bedeutung des Artikels 5 GG berück-
sichtigen müssen. Verfehlt ist die Regelung inso-
fern, als sie als Erweiterung der gesetzlich vorge-
sehenen Strafbarkeit der Billigung von Strafta-
ten konzipiert ist; die Zielrichtung muß vielmehr 
dahin gehen, verdeckten Bestrebungen zur Wie-
derbelebung des Rassenhasses entgegenzuwir-
ken. Unberücksichtigt sind schließlich und vor 
allem die Bedenken geblieben, daß Verfahren, 
die aufgrund der Fassung des Entwurfs eingelei-
tet werden, extremistischen Kreisen besondere 
Gelegenheit zu dem Versuch geben können, den 
Gerichtssaal zum Forum ihrer Propaganda um-
zufunktionieren. 
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Anlage 3 

Gegenäußerung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des Bundesrates 

Zu 1.  

Die Bundesregierung wird die Frage im Verlauf des 
Gesetzgebungsverfahrens prüfen. 

Zu 2.  

a) Die Bundesregierung teilt die Auffassung, daß 
allen auf die Wiederbelebung des Rassenhasses 
gerichteten Bestrebungen mit Nachdruck entge-
genzutreten ist. Auch der Entwurf zielt darauf 
ab, derartigen Bestrebungen wirksam begegnen 
zu können: 

b) Den vom Bundesrat geäußerten Bedenken steht 
die Bundesregierung aufgeschlossen gegenüber. 
Sie wird insbesondere den gegen die tatbestand-
liche Bestimmtheit gerichteten Einwendungen 
durch Formulierungsvorschläge Rechnung tra-
gen. Diese sehen vor, sowohl auf die Tathand-
lung des Verharmlosens als auch auf das Erfas-
sen mündlicher Äußerungen zu verzichten und 
der Vorschrift einen anderen Standort zu geben. 
Zugleich wird neben dem nationalsozialistischen 
Völkermord auch das Leugnen und Billigen ver-
gleichbarer anderer Handlungen erfaßt. 

Dies soll erreicht werden durch einen neuen 
§ 131 a StGB, der etwa wie folgt lauten könnte: 

„(1) Wer Schriften (§ 11 Abs. 3), die eine unter 
der Herrschaft des Nationalsozialismus began-
gene oder eine unter einer anderen Gewalt- und 
Willkürherrschaft gegen Deutsche begangene, in 
§ 220 a genannte Handlung billigen oder leugnen 
und nach ihrem Inhalt dazu bestimmt sind, diese 

Gewalt- und Willkürherrschaft zu verherrlichen 
oder zu verharmlosen, 

1. verbreitet, 

2. öffentlich ausstellt, anschlägt, vorführt oder 
sonst zugänglich macht, 

3. einer Person unter 18 Jahren anbietet, über-
läßt oder zugänglich macht oder 

4. herstellt, bezieht, liefert, vorrätig hält, anbie-
tet, ankündigt, anpreist, in den räumlichen 
Geltungsbereich dieses Gesetzes einzuführen 
oder daraus auszuführen unternimmt, um sie 
oder aus ihnen gewonnene Stücke im Sinne 
der Nummern 1 bis 3 zu verwenden oder 
einem anderen eine solche Verwendung zu 
ermöglichen, 

wird mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr be-
straft, wenn die Tat nicht nach anderen Vor-
schriften mit schwerer Strafe bedroht ist. 

(2) Ebenso wird bestraft, wer eine Darbietung 
des in Absatz 1 bezeichneten Inhalts durch 
Rundfunk verbreitet. 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten nicht, wenn die 
Handlung der staatsbürgerlichen Aufklärung, 
der Abwehr verfassungswidriger Bestrebungen, 
der Kunst oder der Wissenschaft, der Forschung 
oder der Lehre, der Berichterstattung über Vor-
gänge des Zeitgeschehens oder der Geschichte 
dient. 

(4) Absatz 1 Nr. 3 gilt nicht, wenn der zur 
Sorge für die Person Berechtigte handelt."  


